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Aus Sorge und Verantwortungsbewußtsein für die Zukunft 
unseres Planeten und das friedliche Zusammenleben der 
Menschheit nehmen in vielen Ländern Menschen ihr Grund
recht wahr, für die Sicherung des Friedens, für die Bewah
rung menschlichen Lebens und seiner Grundlage zu demon
strieren. Dabei gibt es einen weitverbreiteten Konsens, daß 
das Eintreten für diese edlen Ziele gewaltfrei sein müsse. Die 
Gewaltlosigkeit gehört zu den zentralen Forderungen aller 
demokratischen Kräfte. Das öffentliche Eintreten für Frieden 
und Menschenrechte gehört zu den Grundrechten der Bürger 
jedes Staates. Für die BRD enthält das Grundgesetz in den 
Artikeln 5, 8, 18 bis 20 eindeutige Aussagen. Zugleich ist je
doch die Tatsache zu verzeichnen, daß Anhänger der Friedens
bewegung seit Jahrzehnten immer dann einer massiven Ver
folgung ausgesetzt sind, wenn sie prononciert die Öffentlich
keit auf lebensbedrohende Situationen aufmerksam machen 
und von der Regierung eine konsequente Friedenspolitik an
mahnen. Es ist leider weitgehend in Vergessenheit geraten, 
daß die Justiz Schon in den 50er Jahren eine Vielzahl von 
Strafprozessen gegen diejenigen Menschen führte, die sich für 
die Ächtung der Atombombe, d. h. für die Unterzeichnung 
des Stockholmer Friedensappells von 1950, einsetzten und 
gegen die Remilitarisierung der BRD, ihre Einbindung in die 
NATO ankämpften. Stets ging es den Justizorganen um die 
Verhinderung einer politischen Handlungsoption, um die Ver
folgung einer Friedensgesinnung, die, wenn sie die Massen 
ergreift, dazu beitragen kann, Kriege zu verhindern.1

Heute markieren massenhafte Prozesse wegen Teilnahme 
an Sitzdemonstrationen gegen Massenvernichtungswaffen in 
der BRD den Versuch des Staates, Aktionen von Bürgerbewe
gungen, denen Menschen unterschiedlichster Berufe aus allen 
Schichten der Bevölkerung angehören, als „Blockaden“- zu 
kriminalisieren, die Teilnehmer als Gewalttäter moralisch zu 
disqualifizieren und einzuschüchtern und für sich selbst aber 
den „Rechtsfrieden“ sowie die „Friedenssicherungspflicht“ zu 
reklamieren.3 Wegen der betonten Gewaltlosigkeit von Sitz
demonstrationen der Friedensbewegung wird deren Krimina
lisierung als strafbare Nötigung (§ 240 StGB/BRD) in besonde
rer Schärfe kontrovers diskutiert. Trotz des massiven Ein
satzes von Rechtsprechung und Rechtswissenschaft sprechen 
Instanzgerichte Angeklagte frei, wird die Anwendung des 
Straftatbestandes der Nötigung in der Literatur einer prin
zipiellen Kritik unterzogen. Die Prognosen von H. T r ö n d l e 4  
und V. К r e y5 und anderen, wonach der BGH mit seinem 
Beschluß vom 5. Mai 19886 die strittigen Fragen endgültig ge
klärt hätte, haben sich notwendigerweise als verfehlt erwie
sen.7

Im folgenden wollen wir die bis heute vorhandenen un
terschiedlichen Positionen analysieren. Wir konzentrieren uns 
auf die Entwicklung seit dem Beschluß des BGH vom 5. Mai 
1988.8 Für den streitigen Diskurs sind sowohl demokratie
theoretische als auch strafrechtswissenschaftliche Auffassun
gen charakteristisch.

Die gewaltfreie Überwindung des zentralistisch, admini
strativ-bürokratischen Regimes in der DDR mit seinen stali- 
nistischen Herrschaftsformen im Herbst 1989 gibt uns im 
eigentlichen Sinne erst die Möglichkeit, die hier angesproche
nen Themen zu diskutieren. Bisher mußten ein verzerrtes 
Demokratieverständnis und die Verfolgung Andersdenkender 
in Anwendung eines konturenlosen politischen Strafrechts die 
kritischen Äußerungen in unserer Literatur entwerten. Inzwi
schen hat sich die Auffassung durchgesetzt, wonach hinsicht
lich der politischen Aktivitäten der Bürger einschließlich ihres 
Strebens nach der Lösung von politischen Konflikten der 
Grundsatz zu verwirklichen ist, „daß politischem Wider
spruch, geäußert in Wort und Schrift, durch Demonstrationen 
oder Zusammenschlüsse, ausschließlich mit politischen Mit
teln zu begegnen ist“. Das Strafrecht soll nur dort einsetz;en,

„wo — von wem auch immer — versucht wird, politische Ziele 
mit Drohung, Gewalt, Terror usw. durchzusetzen“.9

Auch für die kontroversen Positionen in der BRD sind Un
terschiede im Demokratieverständnis die eigentlichen Wur
zeln des Meinungsstreits. „In einer demokratisch organisier
ten Gesellschaft“ — schlußfolgert H. O s t e n d o r f  in einer 
kritischen Anmerkung zum Beschluß des BGH vom 5. Mai 
1988 — „ist die Gewährleistung, abweichende politische Posi
tionen in der Öffentlichkeit darzustellen, existentiell.“10 In der 
Begründung dieser These betont er das demokratische Gründ
verständnis: „Das Prinzip der abweichenden Meinung, der 
Kritik, der Opposition bis hin zum gewaltlosen Widerstand, 
ja gewalthaften Widerstand unter diktatorischen Verhältnis
sen (Art. 20 Abs. 4 GG), dieses Prinzip ist nicht nur im poli
tischen Raum erobert und nunmehr rechtlich anerkannt 
(Art. 5, Art. 8 GG), sondern wird nach unserem Kulturver- 
ständnis allgemein als .produktives Prinzip“ verständen“.11 
Während der 1. Strafsenat des BGH durch Sitzdemonstratio
nen der Friedensbewegung den Rechtsfrieden in Gefahr 
sieht — ihre Straffreiheit die Schleusen für schwerwiegende 
Beeinträchtigungen des inneren Friedens öffnen würde' —, 
bringt H. Ostendorf die Gegenposition zum Ausdruck: „Als 
wenn innerer Friede bestehen würde, wenn die Sitzblocka
den nicht durchgeführt würden. Die strafrechtliche Verhinde
rung solcher Entladungen beseitigt nicht den inneren Unfrie
den. Ganz offensichtlich hat der Senat aber eine andere Vor
stellung vom inneren Frieden,, nämlich den Wunsch nach 
Ruhe und Ordnung — und das in einer demokratisch organi
sierten Gesellschaft.“12 ~

Die Aktualität dieser Problematik erweist sich noch ein
mal im Abschlußbericht der „Unabhängigen Regierungskom
mission zur Verhinderung und Bekämpfung von Gewalt“. 
In einem ersten Bericht nennt H. B i e b e r  vier — Alarm 
anlaßgebende — Kfitikpunkte, insbesondere den „sehr weiten, 
ganz und gar legalistischen Gewaltbegriff“, die „unbeküm
merte Selbstsicherheit, allein die parlamentarischen Gesetz
geber wüßten, was Recht sei und was Unrecht“. Hier würde 
blinder Gehorsam mit demokratischer Mitsprache verwech
selt. Strafrecht sei ein „untauglicher Versuch zur Erzwingung 
geistiger Botmäßigkeit“.13 Dieser Streit um das Demokratie- 
Verständnis wird vornehmlich in rechtsdogmatische Argumen
tationen gekleidet. Im folgenden sollen die wesentlichen Posi
tionen dargestellt werden.
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